
    
 
Keine Rüstungsexporte für gesamte Jemen-Militärkoalition 
Rüstungsexportmoratorium muss ausgeweitet werden/ Über 100.000 Kriegstote im Jemen 
 
Berlin, 11. Dezember 2020.  
„Aktion Aufschrei – Stoppt den Waffenhandel!“, Oxfam Deutschland und Save the Children begrüßen 
gemeinsam, dass das Rüstungsexportmoratorium gegenüber Saudi-Arabien erstmals um ein ganzes 
Jahr verlängert werden soll und die bereits erteilten Genehmigungen widerrufen werden.  Sie fordern 
jedoch mit Nachdruck die Bundesregierung dazu auf, weitergehende Maßnahmen zu beschließen:  
 
Das Rüstungsexportverbot muss umfassend und zeitlich nicht befristet für alle Mitglieder der von 
Saudi-Arabien geführten Militärkoalition gelten, solange diese am bewaffneten Konflikt beteiligt sind 
oder die Gefahr besteht, dass auch deutsche Rüstungsgüter zu Menschen- und 
Völkerrechtsverletzungen im Jemen beitragen. Zudem dürfen keine Ausnahmen für deutsche 
Komponentenlieferungen im Rahmen europäischer Gemeinschafts- sowie industrieller 
Kooperationsprojekte gelten. Dass diese Ausnahmen genutzt werden, bestätigte die Bundesregierung 
im Oktober auf eine parlamentarischen Anfrage: 2019 und 2020 wurde die Ausfuhr von 
Rüstungsgütern nach Saudi-Arabien im Rahmen von Reexporten sowie 
Sammelausfuhrgenehmigungen für Gemeinschaftsprogramme erteilt. 
Darüber hinaus appellieren die Organisationen an die Bundesregierung, der Entschließung des 
Europäischen Parlaments zu folgen und sich für ein EU-weites Waffenembargo gegen alle Mitglieder 
der von Saudi-Arabien angeführten Militärkoalition im Jemen einzusetzen. 
 
„Dass der Exportstopp für Saudi-Arabien bis Ende 2021 verlängert wird, ist eine gute politische 
Entscheidung. Dass für alle anderen Mitglieder der Militärkoalition im Jemen, darunter die Vereinigten 
Arabischen Emirate, weiterhin Rüstungsexporte genehmigt werden, ist dagegen eine empörende 
Fehlentscheidung! Menschen- und Völkerrechtsverletzungen aller Kriegsparteien wurden von 
verschiedenen offiziellen Seiten dokumentiert und dennoch erteilte die Bundesregierung allein im 
1.Halbjahr 2020 Rüstungsexportgenehmigungen im Wert von 350 Millionen Euro an die Mitglieder der 
Militärkoalition. Und selbst für Saudi-Arabien wurden trotz Exportstopp Ausfuhren genehmigt. Solche 
Genehmigungen sind menschenrechtlich ein Skandal“, kritisiert Christine Hoffmann, pax christi- 
Generalsekretärin und Sprecherin der Kampagne. 
 
Robert Lindner von Oxfam Deutschland e.V. ergänzt: „Der Krieg im Jemen hat bisher über 100.000 
direkte Todesopfer gefordert, davon mindestens 12.000 Zivilist*innen. 5500 direkte Angriffe auf 
Zivilist*innen und zivile Ziele wurden gezählt, der Einsatz von Kindersoldaten und die Verweigerung 
des Zugangs zu humanitärer Hilfe dokumentiert. Die Bundesregierung ist nach nationalem und 
internationalem Recht verpflichtet, den Menschenrechten und dem humanitären Völkerrecht bei 
ihren Exportentscheidungen oberste Priorität einzuräumen. Sie engagiert sich als humanitärer Geber 
und als politischer Akteur zur friedlichen Beilegung des Konflikts im Jemen und dennoch liefert sie 
gleichzeitig Waffen und Ausrüstung an die Konfliktparteien. Das ist einfach nicht nachzuvollziehen und 
schadet massiv der Glaubwürdigkeit der Bundesregierung.“   
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